
Tatsache ist, daß sich Verbrecher die Spaltung 
Deutschlands zunutze machen, um nach Westdeutsch­
land zu fliehen. Aber auch mancher Beschuldigte, der 
wegen seiner Taten nur eine verhältnismäßig geringe 
Gefängnisstrafe zu erwarten hatte, ließ sich von plan­
mäßigen Hetzern kopflos machen, ging nach West­
deutschland und fiel dort verbrecherischen Organisa­
tionen in die Hand, die ihn zugrunde richteten.

III

Obwohl § 141 Abs. 2 StPO unmißverständlich aus­
spricht, wann Verdunklungsgefahr begründet ist, findet 
man in den Haftbefehlen oft die Behauptung, Verdunk­
lungsgefahr läge vor, „weil die Ermittlungen noch nicht 
abgeschlossen sind“. Wollte man aber erst nach Abschluß 
der Ermittlungen die Verdunklungsgefahr als beseitigt 
ansehen, dann müßte schlechterdings in allen Fällen, in 
denen dringende Verdachtsgründe gegen den Beschul­
digten vorliegen, ein Haftbefehl wegen Verdunklungs­
gefahr ergehen. Das Gesetz jedoch erlaubt es nur, unter 
bestimmten Voraussetzungen die Verdunklungsgefahr 
zu bejahen. Es verlangt nicht, daß der Beschuldigte 
schon Vorbereitungen zur Verdunklung getroffen hat. 
Wohl aber müssen Tatsachen vorliegen, aus denen zu 
schließen ist, daß der Beschuldigte verdunkeln will oder 
wird, und diese Tatsachen müssen aktenkundig gemacht 
werden.

Bei einer Reihe von Verbrechen (z. B. Diversion, Sa­
botage, Terrorismus, Verbindung zu verbrecherischen 
Organisationen, Straftaten, die unter Ausnutzung eines 
Abhängigkeitsverhältnisses verübt wurden) ist es dem 
Charakter der Tat wesensmäßig, daß hier Verdunk­
lungsgefahr besteht. Die Tatsachen, die in diesen Fällen 
den dringenden Tatverdacht begründen, rechtfertigen 
gleichzeitig die Annahme der Verdunklungsgefahr, weil 
uns bekannt ist, daß verbrecherische Organisationen mit 
allen Mittel arbeiten oder weil wir wissen, daß der 
nichtinhaftierte Täter seinen Einfluß auf die von ihm 
abhängige Person dazu benutzen wird, sie zu einer fal­
schen Aussage anzustiften. Daneben gibt es aber zahl­
reiche Fälle, in denen sich die Verdunklungsgefahr nicht 
ohne weiteres aus den Tatsachen, die den dringenden 
Tatverdacht rechtfertigen, ergibt. Hier müssen beson­
dere Tatsachen vorliegen, die den Schluß auf Verdunk­
lungsgefahr zulassen.

In allen Strafsachen, in denen die Frage nach der Ver­
dunklungsgefahr zu stellen ist, kommt es darauf an, 
sorgfältige Schlüsse zu ziehen, um entscheiden zu kön­
nen, ob die Merkmale des Gesetzes über die Verdunk­
lungsgefahr erfüllt sind. So rechtfertigte z. B. der Sach­
verhalt in der Strafsache gegen Irene Sch. nicht den Er­
laß eines Haftbefehles wegen Verdunklungsgefahr. 
Irene Sch. {damals ohne festen Wohnsitz) hatte sich vom 
4. September bis zum 2. Dezember 1954 unangemeldet 
in der Stadt H. aufgehalten und in dieser Zeit bei ihrem 
Freund gewohnt. Am 2. Dezember besuchte sie eine Be­
kannte in deren Wohnung und stahl während des Be­
suches deren Portemonnaie. Die Geschädigte, die den 
Verlust ihrer Geldbörse erst bemerkt hatte, nachdem 
sich Irene Sch. von ihr verabschiedet hatte, erstattete 
Anzeige. In dem Portemonnaie waren 24 DM und eine 
Lebensmittelkarte. In der verantwortlichen Verneh­
mung am 28. Januar 1955 gestand die Beschuldigte den 
Diebstahl ein, behauptete jedoch, es seien außer der Le­
bensmittelkarte nur 6,70 DM in der Geldbörse gewesen. 
Auf Antrag des Staatsanwaltes erging am 1. Februar 
1955 Haftbefehl wegen Landstreicherei und wegen ein­
fachen Diebstahls. „Sie ist dieser Straftat dringend ver­
dächtig, und in Anbetracht der noch nicht abgeschlosse­
nen Ermittlungen besteht Verdunklungsgefahr, so daß 
der Haftbefehl gern. § 141 Albs. 1 StPO begründet ist“, 
lautete der Haftbefehl. Rätselhaft ist nur, aus welchen 
Tatsachen sich die Verdunklungsgefahr ergeben sollte. 
Daß sich die Beschuldigte vom 4. September bis zum 
2. Dezember 1954 unangemeldet in H. aufgehalten hatte 
(seit zwei Monaten hatte sie wieder einen festen Wohn­
sitz), stand nach den Unterlagen des Einwohnermelde­
amtes unverrückbar fest. Ebenso war nicht zu ‘bezwei­
feln, daß die Geschädigte, die die Anzeige wegen Dieb­
stahls gegen die Beschuldigte erstattet hatte, an ihren 
Angaben festhalten würde, die durch das Geständnis 
der Beschuldigten zum größten Teil ‘bestätigt worden 
waren. Am 14. Februar 1955 erhob der Staatsanwalt An­

klage gegen die Beschuldigte. Aber schon am 18. Fe­
bruar 1955 'beantragte er beim Gericht die Aufhebung 
des Haftbefehls und die Einstellung des Verfahrens 
nach § 153 StPO (alt). Das gleiche Gericht, das am 1. Fe­
bruar 1955 Haftbefehl erlassen hatte, stellte das Verfah­
ren am 18. Februar 1955 nach § 153 StPO (alt) ein und 
hob den Haftbefehl auf. Die Vermutung, daß in diesem 
Fall eingehende Überlegungen über den Erlaß des Haft­
befehls wie in bezug auf die behauptete Verdunklungs­
gefahr gefehlt haben, ist kaum abzuweisen.

Wo wirklich die Untersuchungshaft wegen Verdunk­
lungsgefahr gerechtfertigt ist, muß unbedingt dahin ge­
strebt werden, sie auch nicht einen Tag länger aufrecht­
zuerhalten, als es zur Verhinderung der Verdunklung 
unumgänglich notwendig ist. Die Strafverfolgungs­
behörden müssen in solchen Fällen vor allem das Be­
weismaterial, durch dessen Fälschung oder Vernichtung 
eine Verdunklung zu befürchten ist, sowie die Verneh­
mung derjenigen Mitbeschuldigten und Zeugen, bezüg­
lich deren sie eine Verdunklung durch Beeinflussung 
fürchten, sicherstellen. Zur Haftprüfung nach § 146 
StPO gehört auch, daß sich der Staatsanwalt bzw. das 
Gericht in kurzen Zeita‘bständen davon überzeugt, ob 
und inwieweit durch die bisherigen Untersuchungs­
handlungen das Beweismaterial sichergestellt ist und 
wieweit die noch ausstehenden Beweismittel, bezüglich 
derer eine Verdunklungsgefahr zu fürchten war, unent­
behrlich erscheinen. Die Berechtigung zur Inhaftierung 
wegen Verdunklungsgefahr wird völlig verkannt, wenn 
in einem Fall, in dem zu Beginn des Verfahrens Ver­
dunklungsgefahr bestand, die Untersuchungshaft über 
den Zeitpunkt hinaus aufrechterhalten wird, an dem die 
zunächst gefährdet erscheinenden Beweismittel sicher­
gestellt bzw. aktenkundig gemacht wurden. Nicht jeder 
Fall, sondern nur bestimmte Umstände eines Falles 
können es rechtfertigen, den Haftbefehl wegen Ver­
dunklungsgefahr fortdauem zu lassen, weil ein bereits 
vernommener Zeuge oder Mitbeschuldigter später „Um­
fallen“ könnte. Unter diesem Gesichtspunkt betrachtet, 
war es unrichtig, in der beschriebenen Strafsache gegen 
den Lokheizer K. den Haftbefehl neben dringendem 
Tatverdacht auch mit Verdunklungsgefahr zu begrün­
den, obwohl der Lokheizer offen und ehrlich ausgesagt 
hatte und sofort nach dem Unglück die wichtigsten Tat­
umstände durch Vernehmungen, Tatortbesichtigungen, 
Photos usw. festgehalten wurden. Der Haftbefehl lau­
tete insoweit: „Es besteht Verdunklungsgefahr, weil die 
Ermittlungen noch nicht abgeschlossen sind“. Aber auch 
beim Abschluß der Ermittlungen wurde der Haftbefehl 
nicht aufgehoben.

IV
Solange keine Gefahr im Verzüge ist, steht nichts der 

Methode im Wege, nach Einleitung des Ermittlungsver­
fahrens zuerst so viele Tatsachen zu ermitteln, daß der 
dringende Tatverdacht durch sie begründet wird, um 
sodann über den Erlaß eines Haftbefehls zu entschei­
den. § 106 StPO verlangt nicht, daß der Beschuldigte bei 
Beginn des Ermittlungsverfahrens über dessen Einlei­
tung unterrichtet, sondern fordert nur, daß ihm dies bei 
Beginn seiner Vernehmung mitgeteilt wird. Wann die 
erste Vernehmung des Beschuldigten zu erfolgen hat, 
das ist nur im zeitlichen Abstand zur vorläufigen Fest­
nahme bzw. Verhaftung, nicht aber im Verhältnis zur 
Einleitung des Ermittlungsverfahrens vorgeschrieben. 
Die falsche Methode, nach der an die Spitze des Ver­
fahrens die Vernehmung des Beschuldigten und seine 
vorläufige Festnahme gesetzt wird, führt immer wieder 
zu der Gefahr, daß man trotz unzureichender Tatsachen 
für den dringenden Tatverdacht die Freilassung des Be­
schuldigten von nun an nicht mehr verantworten zu 
können glaubt. In der Hoffnung, daß die späteren Er­
mittlungen die zum dringenden Tatverdacht noch feh­
lenden Tatsachen schon zutage fördern werden, wird oft 
im Hinblick auf die „Höhe der zu erwartenden Strafe“ 
der Haftbefehl erlassen. Viele Fälle, in denen sich 
später ein Sachverhalt herausstellt, der den vorher er­
lassenen Haftbefehl nicht mehr rechtfertigt, könnten 
bei zweckmäßigerer Ermittlungsmethode vermieden 
werden. Das zeigt auch das folgende Beispiel:

Am 23. Dezember 1955 besuchte der in T. (Kreis 
Sch.) wohnende beschuldigte Melker Fr. seinen schwer­
kranken Vater in Gr. Der 71jährige Vater erzählte 
seinem Sohn, daß er seine Arbeit in der LPG als Melker
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